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29,90 €

Mit Hans-Christophs Seidels Arbeit zum 
Ruhrbergbau im Zweiten Weltkrieg liegt 
nun einer der Eckpfeiler des Forschungs-
projektes »Zwangsarbeit im deutschen 
Kohlenbergbau (ZIB)« vor. Bereits im 
ZIB-Auftaktband sowie in einem Aufsatz 
in Geschichte und Gesellschaft hatte Seidel 
in umfassenden Beiträgen erste Ergebnisse 
präsentiert und dabei durch empirische 
Dichte und systematischen Zugang über-
zeugt. Dies  – so viel sei vorweg genom-
men  – gelingt auch der vorliegenden, 
über 600 Seiten starken Studie, welche 
die großen Fortschritte der Forschung zur 
Zwangsarbeit seit den 1980er Jahren doku-
mentiert. Dies unternommen zu haben, 
bedeutet an sich bereits einen Verdienst, 
zählt das nationalsozialistische Zwangsar-
beitsprogramm doch inzwischen zu den am 
breitesten untersuchten zeitgeschichtlichen 
Themen.

Dass vor diesem Hintergrund Seidels 
Arbeit keineswegs nur eine weitere Fallstu-
die darstellt, verdankt sich in erster Linie 
der Entscheidung, sich dem Gegenstand 
über den Weg der Branchengeschichte 
anzunähern. Damit leistet die Untersu-
chung dreierlei: erstens bietet sie einen 
umfassenden, präzisen und wohl abschlie-
ßenden Überblick über Ausländer- und 
Zwangsarbeit im wichtigsten industriellen 
Ballungszentrum des Reiches; zweitens 
bildet das Buch einen zentralen Baustein 
für die Geschichte des Ruhrbergbaus, die 
bis dahin mit Stefan Przigodas Arbeit 1933 
Halt machte. Entsprechend spielen nicht 
nur die großen Zechengesellschaften eine 
prominente Rolle, sondern auch Unterneh-
mensverbände und staatliche Bergbehör-
den. Deren Interaktion miteinander sowie 
mit den einschlägigen Stellen von Partei 
und Reichsregierung wird intensiv erfasst 
und bietet so, drittens, wertvolle Einsichten 

in das Verhältnis von Staat und Privatwirt-
schaft im »Dritten Reich«.

Der Band gliedert sich neben Einleitung 
und Fazit in vier große Abschnitte, deren 
erste beiden den Leser in die Struktur des 
Ruhrbergbaus, seine Organisation über 
Unternehmen, Verbände und staatliche 
Verwaltung sowie seine Entwicklung bis 
zum Vorabend des Krieges skizzieren. Das 
dritte Hauptkapitel untersucht die erste 
Kriegsphase bis zum Überfall auf die Sow-
jetunion im Juni 1941, das vierte widmet 
sich dem Ruhrbergbau im »Totalen Krieg« 
1942–45. In diesen beiden Abschnitten ste-
hen Ausländerbeschäftigung und Zwangs-
arbeit im Vordergrund, gleichwohl verliert 
Seidel die branchengeschichtliche Perspek-
tive nie aus den Augen. Ebenso wie in den 
Vorkapiteln werden Förderung und Absatz 
systematisch nachvollzogen, der Ausländer-
einsatz rekonstruiert und in den Rahmen 
allgemeiner Sozialpolitik auf den Zechen 
eingeordnet sowie schließlich die Auswir-
kungen der Ausländer- und Zwangsarbei-
terbeschäftigung auf Branchenentwicklung 
sowie die betrieblichen Arbeits- und Sozial-
beziehungen in den Blick genommen.

Seidel zeigt, dass der deutsche und ins-
besondere der Ruhrkohlenbergbau zwi-
schen 1936 und 1945 vor allem durch einen 
zentralen Interessenkonflikt geprägt war: 
Während die NS-Rüstungspolitik auf 
eine massive Ausnutzung der praktisch 
einzig im Übermaß in Deutschland vor-
handenen Ressource setzte und beständig 
Fördersteigerungen verlangte, plagten die 
Unternehmer erhebliche Zweifel ob der 
künftigen Bedarfslage im Frieden. Nicht 
unähnlich der – über die Besitzverhältnisse 
eng verbundenen – Stahlindustrie fürchtete 
man Überkapazitäten und einen ruinösen 
Unterbietungswettbewerb. Mechanisierung 
und Rationalisierung stand man ange-
sichts hoher Kosten sowie weit variierender 
Lagerungs- und Förderungsbedingungen 
skeptisch gegenüber, während zugleich die 
Nachwuchsrekrutierung lahmte. Aus dieser 
zurückhaltenden Grundeinschätzung resul-
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tierten Konflikte mit der unter Görings 
Ägide forcierten staatlichen Expansions-
politik, die zur Berufung eines Reichskoh-
lenkommissars führten. Dessen kurzle-
bige Karriere  – sein Kompetenzanspruch 
wurde 1941 in einer konzertierten Aktion 
erfolgreich herausgefordert und das Amt 
durch die Reichsvereinigung Kohle (RVK) 
ersetzt – dokumentierte indes, wie gut sich 
Unternehmen und Verbände zu behaupten 
wussten. Marktorganisation, Kohlenvertei-
lung und Arbeitseinsatz wurden unter weit-
gehender Ausschaltung der Behörden durch 
die Bezirksgruppe Steinkohlenbergbau und 
die RVK koordiniert.

Dass dies gelang, lag indes auch daran, 
dass sich die Ruhr in der Tat den Förde-
rungssteigerungen nicht verschloss, bis 
Frühjahr 1944 steigende Ausstoßzahlen 
meldete und so neben den aus dem besetz-
ten Europa gewonnenen Mengen sowie 
dem Umstand, dass der tatsächliche Bedarf 
nie die geplante Höhe erreichte, weil auch 
andere Branchen den utopischen Plänen der 
NS-Planer hinterher hinkten, dazu beitrug, 
dass Kohle kaum knapp wurde. Die beein-
druckende Leistungsfähigkeit der Ruhr 
selbst während des alliierten Flächenbom-
bardements verdankte sich indes vor allem 
einem Umstand: dem Ausbau der Beleg-
schaften und damit der Hinzuziehung aus-
ländischer Arbeitskräfte. Stand in der ersten 
Kriegsphase noch die Substitution eingezo-
gener Kräfte im Vordergrund, so expandier-
ten die Belegschaften in der zweiten Phase 
weit über dieses Maß hinaus – im Juli 1944 
stand eine Einberufungsquote von 20 % 
einem Ausländeranteil von 36,6 % gegen-
über; Ende 1944 lag dieser bei rund 42 % 
Mehrförderung war nur über mehr Arbeits-
kräfte möglich.

Damit vollzogen die Zechen einen 
Schwenk von der ursprünglichen Ableh-
nung ausländischer Ersatzbelegschaften 
und »bergfremder« Kräfte hin zum Mas-
seneinsatz, dem zugleich eine Präferenz 
für sowjetische Zivilarbeiter und Kriegs-
gefangene entsprach, deren leichtere Diszi-

plinierbarkeit und größerer Arbeitswillen 
gegenüber den vermeintlich anspruchsvol-
len westeuropäischen Arbeitern die Zechen 
schätzten. Dabei nahmen sie wissentlich 
und willentlich in Kauf, dass der Massen-
einsatz unter Bedingungen von Unfreiwil-
ligkeit, systematischer Diskriminierung und 
gefährlicher Unterversorgung stattfand. 
Bemühungen zur besseren Ausbildung und 
Versorgung habe es zwar durchaus gegeben, 
so Seidel, doch diese hätten das Missver-
hältnis zwischen Leistungsanspruch und 
Versorgung nicht aufgehoben, sondern bloß 
»das Intervall, in dem dieses Missverhält-
nis zum völligen körperlichen Verschleiß 
führte«, verlängert. Insofern war es nicht 
Profitgier, welche die Bergbaugesellschaf-
ten zum Zwangsarbeitereinsatz veranlasste 
(sondern die Erfüllung der Produktions-
anforderungen), wohl aber limitierte das 
Bestreben, den Zwangsarbeitereinsatz nicht 
zur Belastung der eigenen Profitabilität wer-
den zu lassen, die Bereitschaft, sich für das 
Wohlergehen der beschäftigten Menschen 
einzusetzen. Dass diese Handlungsspiel-
räume innerhalb des staatlich vorgegebenen 
Rahmens durchaus bestanden, kann Sei-
del überzeugend zeigen, insbesondere auf 
der Ebene einzelner Zechen, unter denen 
das Bild qualitativ wie quantitativ enorm 
differierte. Zugleich trieb die Werks- und 
Betriebsleitungen ein erkennbares Interesse, 
den seit den 30er Jahren erkennbaren Zerfall 
der Betriebsgemeinschaften auch dadurch 
aufzuhalten, dass man die ausländischen 
Interimsarbeiter gegenüber den deutschen 
Stammbelegschaften ostentativ schlechter-
stellte, zumal letztere selbst vielfach rassisti-
sche Vorteile teilten und – wenngleich hier 
das Quellenmaterial, wie Seidel darlegt, 
allzu dünn ausfällt  – eher zu Übergriffen 
denn zu Solidaritätsbezeugungen gegen-
über den Zwangsarbeitern neigten.

Nicht alle Ergebnisse überraschen, lie-
gen doch zu Einzelfragen bereits zahlreiche 
Publikationen vor. Doch mit seiner breiten 
Quellengrundlage und seinem präzisen Vor-
gehen hat Seidel eine mustergültige Studie 
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